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Die Masseneinwanderungs-Initiative
ist auch nach sechs Wochen das domi-
nierende Thema der Schweizer Politik.
Wie hat der 9. Februar die Schweiz ver-
ändert?
Corrado Pardini: Die Abstimmung hat
eine Diskussion ausgelöst über die
Frage: Welche Schweiz wollen wir? Eine
Schweiz, die fremdenfeindlich ist, rück-
wärtsgewandt, die ausgrenzt, die die
Rechte der Arbeitnehmer untergräbt?
Oder eine Schweiz, die offen ist, opti-
mistisch, zukunftsgerichtet, die Chan-
cen eröffnet, die die Rechte der Arbeit-
nehmer ausbaut? Diese Auseinan-
dersetzung werden wir jetzt führen,
und sie wird unerbittlich sein. Ich bin
überzeugt, dass sich auf Dauer die
Schweiz der Vergangenheit, wie sie
Herrn Blocher vorschwebt, nicht durch-
setzen wird.
Christoph Blocher: Diese Schallplatte höre
ich seit 22 Jahren, seit die Schweizer ent-
schieden haben, dem Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR) nicht beizutre-
ten. Auch damals hiess es: Die Schweiz
ist rückwärtsgewandt, isoliert, sie wird
verarmen, die Jugend hat keine Zu-
kunft. Heute kann man ja vergleichen.
Wo läuft es besser, wo haben junge Leu-
te die besseren Perspektiven, in der
Schweiz oder in der EU? Die Initiative
vom 9. Februar war nötig, weil wir unse-
re Unabhängigkeit bei der Zuwande-
rung aufgegeben hatten: Wir hatten die
Personenfreizügigkeit von der EU über-
nommen, und das führte zu übermässi-
ger Zuwanderung und Missständen.
Jetzt muss die Schweiz die Zuwande-
rung wieder selbst steuern.

Es ging um mehr als um die Zuwande-
rung: Um die Stellung der Schweiz in
Europa?
Pardini: Absolut, Herr Blocher will die
Schweiz umbauen, das Rad zurückdre-
hen. Er färbt das EWR-Nein schön. Nach
1992 hatten wir zehn Jahre fast kein
Wachstum, die Arbeitslosigkeit stieg.
Ich arbeitete damals in Biel, wir hatten
dort 11 Prozent Arbeitslose, und die Löh-
ne waren unter Druck. Wachstum und
Souveränität hat man dann, wenn die
Leute frei sind, Perspektiven und keine
Angst haben. Erst mit den Bilateralen ab
2002, die auch die Personenfreizügig-
keit brachten, kam die Schweiz wieder
in Schwung. Und die Löhne sind gestie-
gen. Plötzlich gab es wieder Wachstum
und neue Arbeitsplätze, plötzlich war
der Druck auf die Arbeitnehmer weg.
Was will Herr Blocher? Sein Familienver-
mögen beträgt 4,2 Milliarden Franken,
er ist Teil einer kleinen Kaste, er ist ein
Schweizer Oligarch, er will die Leute
unter Druck setzen können. In einem
Klima der Angst gedeiht seine Politik,
nicht in einer angstlosen Schweiz mit
freien Arbeitnehmern. (Applaus)
Blocher: Die 90er-Jahre waren in tiefster
Rezession: Immobilienkrise, 7-Prozent-
Hypozinsen, Zusammenbruch der Kan-
tonalbanken, hohe Teuerung, die die
Nationalbank mit hohen Zinssätzen kor-
rigieren musste und die zu einem sehr
starken Franken führte. Mit dem EWR-
Nein hatte dies nichts zu tun, im Gegen-
teil. Gut, reden wir halt über unser Ver-
mögen, wenn Sie das wollen. Ich machte
mein Studium auf dem zweiten Bil-
dungsweg, als Werkstudent.

Ihre Frau hat Sie damals finanziell
unterstützt.
Blocher: Als wir heirateten, war ich froh,
dass sie das Brotkörbchen füllte. Ich ha-
be es dann später wieder gutgemacht
(Lacher im Publikum). Ich weiss nicht,
wie viel Vermögen Herr Pardini hat ...

Wie reich sind Sie, Herr Pardini?

Pardini: Mein Vermögen beträgt 32 000
Franken.
Blocher: Was machen Sie denn mit
Ihrem hohen Lohn, dass Sie so wenig
Vermögen haben? Und wie reich ist Ihre
Gewerkschaft?
Pardini: Ich verdiene bei der Unia brutto
7000 Franken im Monat, dazu kommt
das Nationalratsmandat.
Blocher: Sagen Sie, wie viel Vermögen
hat Ihre Gewerkschaft? Sie verschwei-
gen es. Zu meinem Vermögen: Ich kauf-
te damals eine Firma, die am Boden
war (Ems-Chemie; die Red.), mit Bank-
krediten. Sie stand so schlecht, dass sie
niemand kaufen wollte. Wir haben aus
dieser Firma etwas gemacht und heute
hat sie einen Wert von etwa 7 Milliar-
den. Zum Glück ist sie etwas wert, sonst
wären die Arbeitsplätze vernichtet. Wir
haben über 90 Prozent im Export, und
trotzdem produzieren unsere Unter-
nehmen hauptsächlich in der Schweiz.
Herr Pardini drängt diese Schweiz in
eine EU, wo einzelne Länder eine Ju-
gendarbeitslosigkeit von 60 Prozent ha-
ben. Auch darum, weil die EU die Fehl-
konstruktion Euro eingeführt hat.
Auch die Personenfreizügigkeit ist eine
Fehlkonstruktion.

Aber Sie waren ursprünglich dafür.
Indem Sie die Bilateralen unterstützt
haben.
Blocher: Ich war immer gegen die Perso-
nenfreizügigkeit, aber die SVP als Partei
hat dann das gesamte bilaterale Paket
gutgeheissen.
Pardini: Sie geben sich als Arbeitsplatz-
Retter, aber erzählen Sie die ganze Ge-
schichte und nicht nur Teile davon. Sie

haben auch massenhaft Arbeitsplätze
abgebaut, etwa bei Lonza, Sie haben die
Alusuisse ins Ausland verkauft, Attis-
holz wurde geschlossen. Und Sie haben
mit Martin Ebner Kasse gemacht. Wir
mussten dann die Scherben zusammen-
wischen.
Blocher: Es nagt an Ihnen, dass Ihre Ge-
werkschaft keine Gewerkschaft der

Ems-Chemie mehr ist. Weil die Vorgän-
gergewerkschaft der Unia im EWR-Ab-
stimmungskampf versuchte, aus politi-
schen Gründen die Existenz des Unter-
nehmens zu zerstören, bleiben Sie aus-
geschlossen. Zusammenfassend: Bei Alu-
suisse und Lonza wurden keine Arbeits-
plätze abgebaut. Bei Attisholz haben wir
alles getan, um in diesem Umfeld so vie-
le Arbeitsplätze wie möglich zu erhal-
ten. Leider musste die Firma unter den
Nachfolgern geschlossen werden.

Herr Pardini, wenn nun die Einwande-
rung zurückgeht, braucht es Ihre
Mindestlohn-Initiative gegen Lohn-
dumping und auch andere Arbeitneh-
merschutz-Vorschriften nicht mehr.
Pardini: Gerade umgekehrt! Es gibt in
der Schweiz eine soziale Kälte, steigen-
de Mieten und Krankenkassenprämien,
immer mehr Leute arbeiten 100 Pro-
zent und brauchen trotzdem Sozialhil-
fe. Die Mindestlohn-Initiative gibt Ge-
gensteuer ...
Blocher: ... sie zieht vor allem Einwande-
rer an, denn nirgendwo hat es auch nur
annähernd solche Löhne wie bei uns.
Pardini: Arbeitnehmerschutz ist absolut
zentral. Je unsozialer ein Land wird,
umso grösser ist die Gefahr, dass es
fremdenfeindlich wird. Man braucht
Sündenböcke, sodass rechtes Gedan-
kengut Mehrheiten findet. Die Einwan-
derungs-Initiative hat von diesem Kli-
ma profitiert .
Blocher: Die Schweiz ist nicht fremden-
feindlich. Gegen diesen Vorwurf wehre
ich mich. (Applaus) Wir sind weltoffen.
Wir haben mit 23 Prozent mehr Auslän-
der als fast alle Staaten der EU. Und wir
habe keine Gettos, keine Unruhen. Wir
haben am 9. Februar auch nicht gesagt:
Es darf niemand mehr kommen! Nein,

wir haben nur gesagt, wir wollen die
Einwanderung selber steuern und weni-
ger Zuwanderung.
Pardini: Von wem bekommen Sie Ap-
plaus? Vom rechtsextremen Front Natio-
nal aus Frankreich, von der Neonazipar-
tei NPD in Deutschland, vom Flams
Block in Belgien. Dieses Europa stimmt
Blocher zu.
Blocher: Von diesem Applaus spüre ich
nichts, ich kenne diese Politiker nicht.
Aber es ist ja klar: Das sind in ihren Län-
dern Oppositionsparteien, und sie ver-
sammeln zum Teil EU-Skeptiker. Ich ha-
be mit ihnen nichts zu tun.

Herr Pardini, machen Sie es sich nicht
zu einfach, wenn Sie das Volks-Ja als
fremdenfeindlich taxieren? Haben
wir aus Ihrer Sicht 50,3 Prozent Frem-
denfeinde?
Pardini: Nein. Ich habe auch nicht das
Volk als fremdenfeindlich taxiert. Wir
haben vielleicht 20 Prozent Fremden-
feindlichkeit in der Schweiz ... (Pfiffe im
Publikum)

... und die anderen 30,3 Prozent?
Pardini: Viele von ihnen sind einem Sozi-
alstress ausgesetzt, sie haben Angst vor
der Zukunft. Diese 30 Prozent lassen
sich zurückgewinnen, wenn es uns ge-
lingt, ihnen in einem grossen Pakt sozia-
le Stabilität und Lebensperspektiven zu
geben. Swissness ist eine Schweiz ohne
Sozialstress. Das ist die Aufgabe der Poli-
tik. Wir müssen dafür sorgen, dass
die Kaufkraft der Arbeitnehmer nicht
weiter sinkt. Und dass wir keinen Keil
zwischen Schweizer, spanische, portu-
giesische Arbeitnehmer in diesem Land
treiben. Die Kontingentslösung der SVP
ist unmenschlich und löst keine realen
Probleme.

Nach dem 9. Februar: Welche Schwe
Es ging hitzig zu und her im
vollen Saal des «Hotel Bern»:
Beim Podium der «Schweiz am
Sonntag» trafen zwei Schweiz-
Bilder aufeinander.

SP-Gewerkschafter Corrado Pardini und SVP-Patron Christoph Blocher streiten über die Folgen des Volks-Ja zur Masseneinwand

● ●

●●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Kontingentslösung der
SVP ist unmenschlich und

löst keine realen Probleme.»
CORRADO PARDINI

«

Die Nationalräte Corrado Pardini (SP/BE) und Christoph Blocher (SVP/ZH) diskutier
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s war ein Artikel der «Schweiz
am Sonntag», welche die Ak-
tion für eine unabhängige
und neutrale Schweiz (Auns)
in Alarmstimmung versetzte.

Die Initiativgegner wälzten den brisan-
ten Plan, die Bilateralen mit der EU in
die Verfassung zu schreiben – und damit
das Ergebnis der Abstimmung vom 9. Fe-
bruar rückwirkend zu relativieren, hiess
es in der Ausgabe vom 9. März.

Ihm sei sofort klar gewesen: «Das ist
kein Hirngespinst, sondern eine reale
Möglichkeit», sagt Auns-Präsident und
SVP-Nationalrat Pirmin Schwander.
«Wenn man die Bilateralen auf Stufe
Verfassung zementiert, bringt man sie
nicht mehr aus der Verfassung.» Damit
wären Personenfreizügigkeit und Schen-
gen ebenfalls in der Verfassung veran-
kert. Die Bilateralen I und II seien aber
«der EU-Beitritt», sagt Schwander. «Nicht
der vollständige zwar. Aber sie sind auch
mehr als der schleichende Beitritt, sie
sind regelrechte Beitrittsbeschleuniger.»

DIE AUNS WILL SOFORT HANDELN, schon
an ihrer Mitgliederversammlung vom
26. April in Bern. «Die Mitglieder sollen
den Vorstand am 26. April damit beauf-
tragen, gegen die Bilateralen I und II vor-
zugehen und ein Freihandelsabkommen
mit der EU anzuvisieren», sagt Schwan-
der. «Das werden wir mit einer Initiative
tun.» Es gehe darum, das Verhältnis zur
EU auf Stufe Bundesverfassung zu defi-
nieren. Schwander: «Es würde dann in
der Verfassung heissen: Das Verhältnis

E
zur EU oder zu anderen Organisationen
darf nur über ein Freihandelsabkom-
men definiert werden.» Das Verhältnis
solle wirtschaftlich ausgerichtet sein.

Seit dem 3. Dezember 1972 hat die
Schweiz bereits ein Freihandelsabkom-
men mit der EU. Es schafft eine Freihan-
delszone für industrielle Erzeugnisse. In-
dustriewaren mit Ursprung im Gebiet
der beiden Vertragsparteien werden zoll-
frei gehandelt. Das Freihandelsabkom-
men ist gemäss Aussenministerium

(EDA) «einer der tragenden Pfeiler der
Handelsbeziehungen zwischen der
Schweiz und der EU, die mit ihren 28
Mitgliedstaaten den bei weitem wich-
tigsten Handelspartner der Schweiz dar-
stellt», wie es auf der EDA-Homepage
zum Abkommen heisst.

Das Freihandelsabkommen von
1972 würde aber nicht genügen. «Wir
müssten es erweitern oder revidieren»,
sagt Schwander. «Dieses Abkommen be-
trifft vorwiegend Handelshemmnisse
auf Produkte. Dienstleistungen und In-
vestitionen sind aber nicht enthalten.»
Ein erweitertes Abkommen sollte ge-
mäss Schwander drei Dinge enthalten:

«Warenverkehr, Dienstleistungen und
Investitionen.» Wegen der Rechtssicher-
heit brauche es einen Investitionsschutz,
sagt Schwander. «Und bei der Dienstleis-
tung geht es um den vollen Marktzu-
tritt. Natürlich geben wir Gegenrecht.»

MIT DEM VERSUCH, die Bilateralen zu kip-
pen, will Schwander die Auns «auf ihre
Kernaufgabe konzentrieren», wie er sagt:
«Die Eigenständigkeit der Schweiz.»
Noch vor dem 9. Februar hatte es Stim-
men gegeben, welche sagten, die Auns
habe ausgedient. Doch das Ja zur Mas-
seneinwanderungs-Initiative katapul-
tiert die Organisation zurück auf die po-
litische Landkarte. «Wir haben schon vor
zwei Jahren klar aufgezeigt, dass die
Nachteile der Bilateralen immer sichtba-
rer werden», sagt Schwander. Die Bevöl-
kerung habe dies realisiert und deshalb
der Initiative zugestimmt. Er sei über-
zeugt, dass es eine «Gegenreaktion zu-
gunsten der Ecopop-Initiative gebe, soll-
te der Bundesrat die Initiative nicht rich-
tig umsetzen», sagt Schwander. «Weil er
die Bilateralen nicht gefährden will.»

Die Eigenständigkeit der Schweiz
werde mit den 16 Verträgen der Bilatera-
len I und II weitgehend eingeschränkt.
«Wir können nur noch Ja oder Nein sa-
gen zur Umsetzung eines Artikels. Wir
sollten aber frei entscheiden können, ob
wir zum Beispiel einen Teil des Daten-
schutzes von der EU übernehmen wol-
len oder nicht», sagt Schwander. «Wir
dürfen es in unserem Land nicht zulas-
sen, dass unsere Hoheit dermassen ein-
geschränkt wird. Das ist unserer direk-
ten Demokratie schlichtweg unwürdig.»

Freihandelsabkommen
statt bilaterale Verträge
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VON OTHMAR VON MATT

Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) plant Initiative
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Der SVP-Nationalrat wur-
de 2003 Auns-Präsident,
als Nachfolger von Chris-
toph Blocher, der in den
Bundesrat gewählt wurde.

PIRMIN SCHWANDER

Die Universitäten verlassen den Elfen-
beinturm und greifen künftig in Abstim-
mungskämpfe ein. Das hat die Schwei-
zer Rektorenkonferenz (CRUS) kürzlich
an einer Sitzung beschlossen. Damit re-
agieren die Hochschulen auf die Annah-
me der Zuwanderungsinitiative, die da-
zu führte, dass die Schweizer Universitä-
ten aus den EU-Förderprogrammen Hori-
zon 2020 und Erasmus flog.

«Wir haben unsere Lektion ge-
lernt», sagt Antonio Loprieno, Präsident
der CRUS und Rektor der Uni Basel. Die
Universitäten würden künftig ihrer
Stimme deutlich Gehör verschaffen.
Patrick Aebischer, Präsident der ETH
Lausanne, sieht einen Paradigmen-
wechsel: «Das staatsbürgerliche Be-
wusstsein wurde geweckt.» Bisher stell-
ten sich die Hochschulen auf den

Standpunkt, neutral zu bleiben. Zwar
wollen die Rektoren weiterhin keine
Parteipolitik betreiben, wie sie betonen.
Sollte eine Abstimmung aber den
Schweizer Forschungsplatz gefährden,
wollen sie die Diskussion mitprägen.

DIE ERSTE FORDERUNG kommt nun be-
reits: Die Rektoren müssten in alle Dis-
kussionen über Kontingente miteinbezo-
gen werden, verlangt die CRUS. Die An-
forderungen der Hochschulen an ihr Per-
sonal decken sich nicht mit derjenigen
der Wirtschaft. Ein eingefordertes Tref-
fen mit dem Bund ist derzeit hängig.

Nicht nur die Universitäten suchen
Einfluss auf die Politik – auch die Politik
will sich an den Hochschulen positionie-
ren. Diese Woche verkündete die Junge
SVP (JSVP), an allen Schweizer Hoch-
schulen eigene Sektionen zu lancieren.
Die erste SVP-Sektion wurde bereits vor

drei Wochen an der Uni Bern gegrün-
det. Bis 2015 will die JSVP flächende-
ckend präsent sein, um gegen die «links-
grüne Verpolitisierung der Unis» anzu-
kämpfen, wie die Jungpartei schreibt.
Als Nächstes nimmt sie die Universitä-
ten Luzern und Zürich ins Visier.

Doch nicht alle Hochschulen erlau-
ben politische Gruppierungen auf
ihrem Campus. Die ETH Zürich würde
wohl ein Gesuch der JSVP ablehnen. Als
Bundeshochschule müsse die ETH ihre
politische Unabhängigkeit bewahren,
heisst es dort auf Anfrage. Ähnlich sieht
es in St.  Gallen aus. Die HSG verbietet
politischen Parteien, an der Hochschule
aktiv zu werden.

Die JSVP will sich davon aber nicht
beirren lassen: «Wir werden das Ge-
spräch suchen», sagt Anian Liebrand,
Präsident der JSVP. «Wir wollen an allen
Hochschulen präsent sein.»

Rektoren beschliessen neuen Kurs und fordern Mitsprache bei den Kontingenten

Unis greifen in die Politik ein
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VON YANNICK NOCK

Aber genau diese Kontingente stehen
nun in der Verfassung. Wie wollen Sie
sie umsetzen?
Pardini: Wir haben als Gewerkschaft im-
mer klar gesagt, und diese Position ist
felsenfest: Wir wollen die Bilateralen.
Und wir werden gegen Kontingente
kämpfen, weil sie zwischen besseren
und schlechteren Menschen unterschei-
den. In diesem Kapitel ist das letzte
Wort noch nicht gesprochen!

Das heisst, Sie weigern sich, den Volks-
beschluss zu akzeptieren?
Pardini: Der Bundesrat muss jetzt Ver-
handlungen mit der EU über die Freizü-
gigkeit führen. Man soll das versuchen.
Der Souverän wird in ein oder zwei Jah-
ren über die komplette Geschichte
nochmals abstimmen – nicht nur iso-
liert über die Einwanderung. Denn die
Leute, die Ja gesagt haben zu den Kon-
tingenten, haben nicht Nein gesagt zum
bilateralen Weg. (Applaus)

Herr Blocher, glauben Sie ehrlich,
dass die Kontingente im Rah-
men des bilateralen Paketes um-
setzbar sind?
Blocher: Was heisst bilaterales Paket? Es
sind einzelne Verträge, einer davon ist
das Personenfreizügigkeitsabkommen.
Wir haben nichts gegen die bilateralen
Verträge, wir haben etwas gegen die Per-
sonenfreizügigkeit. Diese führte zu
einer Zuwanderung von bis zu 85 000
pro Jahr, zehnmal mehr als damals vom
Bundesrat vorausgesagt. Die Umsetzung
der Initiative ist keine grosse Sache! In
dem bestehenden Freizügigkeitsvertrag
heisst es, wenn es wirtschaftliche oder
soziale Probleme gibt mit der Personen-
freizügigkeit, kann man ein neues Ab-
kommen aushandeln.

Ihre Lösung ist die Kontingentsrege-
lung von 1970 bis 2002. Aber die würde
von der EU kaum noch akzeptiert.
Blocher: Man muss eben verhandeln. Das
damalige System funktioniert hervorra-
gend. Weder der Bundesrat noch die
Wirtschaft noch die Gewerkschaften
wollten damals je die Personenfreizü-
gigkeit! Die EU hat es der Schweiz aufge-
zwungen. Ich habe als Unternehmer da-
mals mit dem Kontingentssystem gear-
beitet und es stimmt: Es gibt für die Un-
ternehmen einen Mehraufwand. Man
muss mit den Behörden schauen, wel-
chen Arbeitskräftebedarf man pro
Branche hat, und dann wird das Kon-
tingent festgelegt. Angestellte – vor al-
lem Ingenieure und Chemiker – beka-
men wir immer genug, weil es davon in
der Schweiz nicht genug gab. Dieses
System war viel besser als das heutige,
wo alle auch ohne Arbeitsvertrag rein-
kommen können. Hier dann jeden Ein-
zelnen überprüfen zu wollen, ist eine
Illusion. Die Personenfreizügigkeit ist
gescheitert.
Pardini: Ich habe Ihr Konzept gelesen, es
ist eigentlich nichts anderes als die Ein-
führung eines permanenten Saisonnier-
Statuts, das die Leute unterdrückt. Dage-
gen haben die Gewerkschaften ge-
kämpft. Und wegen des Lohndumpings:
Die flankierenden Massnahmen funk-
tionieren sehr wohl, wir hatten reale

Lohnerhöhungen in der Zeit der Perso-
nenfreizügigkeit. Wir müssen die flan-
kierenden Massnahmen nun verstär-
ken. Und wenn Sie die Personenfreizü-
gigkeit als Missstand sehen: Warum ha-
ben wir dann die tiefste Arbeitslosig-
keit in Europa? (Applaus)
Blocher: Sie haben unser Konzept nicht
gelesen und loben eine Arbeitslosigkeit
von über 3,5 Prozent. Vor der Personen-
freizügigkeit hatten wir eine so hohe
Zahl nur in der Rezession! Sonst hatten
wir immer Vollbeschäftigung. Jetzt ha-
ben wir in hoher Konjunktur so viele.
Und es tut mir leid, Herr Pardini, aber
wir haben nun mal abgestimmt und die
Politik hat den Auftrag, wieder Kontin-
gente einzuführen. Nun müssen auch
Sie sich daran halten.
Pardini: Ich bin Sohn von Migranten,
meine Eltern kamen in den 50er-Jahren
aus der Toskana. Da haben wir eine
Gemeinsamkeit: Auch Sie haben Migra-
tionshintergrund, das liegt etwas länger
zurück …

… und es ist nicht die Toskana, sondern
Deutschland.
Blocher: Dabei ist die Toskana wunder-
schön. Ich wäre dort geblieben! (Lacher
im Publikum)
Pardini: Ich bin 1965 geboren, 1974 war
Ölkrise und mein Vater war arbeitslos.
Wer Arbeitslosigkeit in seiner Familie
erlebt, weiss, was das wirtschaftlich und
auch für das Selbstwertgefühl bedeutet.
In diese Situation wollen wir nie mehr
geraten! Die Schweiz muss die wirt-
schaftliche Prosperität bewahren und
das geht nur mit einer engen Zusam-
menarbeit mit Europa. Herr Blocher, Sie
sagen, dass Sie die Schweiz lieben.
Wenn das so ist, sollten Sie vor allem die
Menschen lieben und ihnen das erspa-
ren, was mein Vater 1974 erlebt hat.
Blocher: Da würden wir uns ja treffen.
Nur, warum wollen Sie dann unser Land
in die EU treiben, mit 12 Prozent Ar-
beitslosigkeit, Staatsbankrott und vie-
lem mehr? Wenn wir all das, was Ihnen
mit Ihrer Familiengeschichte wichtig
ist, erhalten wollen, dann muss die
Schweiz unabhängig bleiben und darf
der EU nicht beitreten. Dann haben alle,
die in diesem Land leben, die besten Zu-
kunftsperspektiven.

weiz wollen wir?
erungsinitiative
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Die Umsetzung der
Initiative ist keine

grosse Sache!»
CHRISTOPH BLOCHER

«

rten vor über 200 Zuhörern. PETER MOSIMANN

INSERAT
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